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1 EINLEITUNG 
(BauGB Anlage 1 Nr. 1) 

Gemäß § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) ist bei der Aufstellung oder Änderung von Bauleitplänen eine 

Umweltprüfung durchzuführen. Prüfungsgegenstand ist die Ermittlung der voraussichtlichen erheblichen 
Umweltauswirkungen des Bauleitplans auf die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und 
§ 1a BauGB. Diese sind in einem Umweltbericht zu beschreiben und zu bewerten. Zwingende Gliederungs- 
und Inhaltsanforderungen zum Mindestinhalt des Umweltberichts ergeben sich aus der Anlage 1 zum 
BauGB (OVG Hamburg, Urteil vom 27.04.2016 - 2 E 20/13.N). 

Die Umweltprüfung wird Bestandteil der bauleitplanerischen Abwägung. Der hierfür erforderliche Prü-
fungsumfang und Detaillierungsgrad wird durch die Gemeinde eigenverantwortlich festgelegt. Hierbei hat 

sie eine Prognoseentscheidung zu treffen, welche Wirkungen vernünftigerweise bei objektiver Betrachtung 
zu erwarten sind (vgl. Busse et. al. 2013: 15).  

1.1 Kurzdarstellung der wichtigsten Ziele und Inhalte des Bauleitplans 

(BauGB Anlage 1 Nr. 1 Buchstabe a)  

1.1.1 Ziele 

Ziel der Planung ist zunächst die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung eines 

Lebensmittelmarktes sowie die Behebung des bestehenden Versorgungsdefizites durch die Aufstellung ei-
nes Bebauungsplanes. Ein weiteres Planungsziel ist die Schaffung eines attraktiven Wohnflächenangebotes 
für die zukünftige Entwicklung der Gemeinde. Weitere wesentliche Planungsziele bestehen in der Wahrung 
gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse, der Ausbildung eines städtebaulich geordneten Landschaftsrands 
sowie eines harmonischen Übergangs zu den bestehenden Siedlungsstrukturen. 

1.1.2 Darstellungen 

Für den Bereich des Plangebietes werden im aktuell rechtskräftigen Flächennutzungsplan Flächen für die 
Landwirtschaft dargestellt. Diese Darstellung soll im Zuge der 29. Änderung zu gemischten Bauflächen ge-
ändert werden, da die Flächen sowohl dem Wohnen als auch der Unterbringung von Gewerbebetrieben, 

die das Wohnen nicht wesentlich stören, dienen sollen. 
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1.1.3 Angaben zum Standort 

 
Abbildung 1: Luftbild mit Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs (gelbe Linie); Quelle: (Land NRW, 2020)  

Der räumliche Geltungsbereich der 29. Flächennutzungsplanänderung befindet sich in der Ortslage Heilder 
und umfasst eine Fläche von ca. 0,6 ha. Derzeit wird das Plangebiet überwiegend ackerbaulich genutzt. Im 
Süden befindet sich ein Wirtschaftsweg. 

Im Umfeld bestehen unterschiedliche Nutzungen. Im Norden befinden sich die freie Feldflur auf denen 
landwirtschaftliche Nutzungen vorherrschen. Im Osten schließen weitere landwirtschaftlich genutzte Flä-
chen an und dahinter schließt eine Gehölzreihe an das Plangebiet an. Anschließend folgen die L410 und ein 
Gewerbegebiet. Im Süden befinden sich ebenfalls landwirtschaftlich genutzte Flächen zwischen dem nörd-
lichen Teil und dem Wirtschaftsweg. Anschließend folgt die Selfkantstraße/L288 über die das Plangebiet 
auch erschlossen werden soll. Auf diesen Flächen soll ebenfalls ein Lebensmittelmarkt mit Wohnnutzungen 

entstehen, jedoch wird dieser Bereich bereits als gemischte Baufläche dargestellt. Im Südwesten schließen 
Wohnnutzungen und im Westen private Gärten an das Plangebiet an. 

1.1.4 Bedarf an Grund und Boden 

Fläche Bestand Planung 

Räumlicher Geltungsbereich 0,54 ha 0,54 ha 

Gemischte Bauflächen 0,00 ha 0,54 ha 

Flächen für die Landwirtschaft 0,54 ha 0,00 ha 

Flächen für Wald 0,08 ha 0,00 ha 
Tabelle 1: Bedarf an Grund und Boden 

1.2 Berücksichtigung der einschlägigen Umweltschutzziele  

Einschlägige Fachgesetze, Raumordnung, Bauleitplanung und naturschutzfachliche oder wasserrechtliche 
Schutzgebiete treffen übergeordnete natur- und landschaftsbezogene Vorgaben. Nachfolgend wird darge-
legt, wie die in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten Ziele des Umweltschutzes, die für 

das Vorhaben von Bedeutung sind, bei der Aufstellung des Bauleitplans berücksichtigt wurden. Da die was-
serrechtlichen Schutzgebiete funktional dem Schutzgut Wasser zugeordnet sind, werden diese zum besse-

ren Verständnis erst unter Kapitel 2.1.4 „Wasser“ sowie den darauf aufbauenden Kapiteln dieses Umwelt-
berichts beschrieben. 
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1.2.1 Fachgesetze 

Umweltschutzziele Art der Berücksichtigung 

Tiere 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf Tiere zu berücksichtigen.  

Eine Konkretisierung dieser Belange ergibt sich aus dem allgemeinen 
sowie dem speziellen Artenschutz des Bundesnaturschutzgesetzes 
(BNatSchG). Gemäß § 39 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten,  

• wildlebende Tiere mutwillig zu beunruhigen oder ohne vernünfti-
gen Grund zu fangen, zu verletzen oder zu töten,  

• Lebensstätten wildlebender Tiere ohne vernünftigen Grund zu 
beeinträchtigen oder zu zerstören. 

Begleitend zum anschließenden Bebau-
ungsplanverfahren wird ein artenschutz-
rechtliches Gutachten erstellt, mittels des-
sen spezifische artenschutzrechtliche Be-
lange berücksichtigt und falls notwendig in 
angemessener Weise Maßnahmen geschaf-
fen werden können (vgl. Kap 2.4). Eine ex-
plizite Berücksichtigung auf Flächennut-
zungsplanebene erfolgt darüber hinaus 
nicht. 

 

Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten 

• wildlebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzu-
stellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Ent-
wicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen 
oder zu zerstören,  

• wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europä-
ischen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mau-
ser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stö-
ren; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Stö-
rung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art ver-
schlechtert, 

• Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wildlebenden Tiere der be-
sonders geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu be-
schädigen oder zu zerstören. 

 

Pflanzen 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf Pflanzen zu berücksichtigen. Eine Konkreti-
sierung dieser Belange ergibt sich auch hier aus dem allgemeinen so-
wie dem speziellen Artenschutz des Bundesnaturschutzgesetzes 
(BNatSchG). Gemäß § 39 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten,  

• wildlebende Pflanzen ohne vernünftigen Grund von ihrem Stand-
ort zu entnehmen oder zu nutzen oder ihre Bestände niederzu-
schlagen oder auf sonstige Weise zu verwüsten,  

• Lebensstätten wildlebender Pflanzen ohne vernünftigen Grund 
zu beeinträchtigen oder zu zerstören.  

Die dem Bauleitplanverfahren zugrunde lie-
genden Flächen beherbergen keine wildle-
benden Pflanzen, sodass diesbezüglich 
keine expliziten Maßnahmen zu treffen 
sind. Zum Zwecke einer Anreicherung der 
Landschaft bestehen auf der nachgelager-
ten Planungsebene Möglichkeiten verschie-
dener Festsetzungen.  

 

Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten 

• wildlebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre 
Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre 
Standorte zu beschädigen oder zu zerstören 

Besonders geschützte Pflanzenarten sind 
auf den verfahrensgegenständlichen Flä-
chen nicht zu erwarten, sodass keine expli-
ziten Maßnahmen erforderlich sind. Im wei-
teren Verlauf des Verfahrens wird ein arten-
schutzrechtliches Gutachten erstellt.  

Gemäß § 1a Abs. 3 BauGB sind die Vermeidung und der Ausgleich vo-
raussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen von Natur und Land-
schaft in der Abwägung zu berücksichtigen. Der Umfang der erforder-
lichen Kompensationsmaßnahmen bemisst sich typischerweise an 
den vor dem Eingriff vorhandenen Pflanzengesellschaften. 

Eventuell erforderliche Kompensations-
maßnahmen können im Rahmen des an-
schließenden Bebauungsplanverfahrens 
umgesetzt werden (vgl. Kap 2.4).  

Fläche 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf die Fläche zu berücksichtigen.  

Gemäß § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam 
und schonend umgegangen werden, wobei die Möglichkeiten der In-
nenentwicklung zu nutzen und Bodenversiegelungen auf das notwen-
dige Maß zu begrenzen sind. 

Standortalternativen wurden untersucht, 
bestehen zur Erfüllung der Planungsziele 
vorliegend jedoch nicht. 
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Boden 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf den Boden zu berücksichtigen. 

Gemäß § 1 BBodSchG sind schädliche Bodenveränderungen abzu-
wehren, Boden und Altlasten sowie hierdurch verursachte Gewässer-
verunreinigungen zu sanieren und Vorsorge gegen nachteilige Einwir-
kungen auf den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen auf den Boden 
sollen Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen vermieden 
werden. 

Im Zuge des anschließenden Bauleitplan-
verfahrens können entsprechende Maß-
nahmen verfolgt oder Festsetzungen ge-
troffen werden, die zu einer Verringerung 
der Auswirkungen auf das Schutzgut Boden 
führen können (vgl. Kap. 2.4). 

 

 

Wasser 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf das Wasser zu berücksichtigen. 

Oberflächengewässer sind im Plangebiet 
nicht vorhanden, sodass diesbezügliche 
Auswirkungen nicht zu erwarten sind.  

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 e) BauGB ist bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne der sachgerechte Umgang mit Abwässern berücksichtigen.  

Innerhalb des anschließenden Bauleitplan-
verfahrens können Regelungen zum sachge-
rechten Umgang mit Abwässern berücksich-
tigt werden. Auf Flächennutzungsplane-
bene erfolgt keine gesonderte Berücksichti-
gung.  

Luft und Klima 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf Luft und Klima zu berücksichtigen.  

Die Auswirkungen der geplanten Nutzungs-
änderung auf Luft und Klima wurden be-
rücksichtigt. Allumfassend sind explizite ne-
gative Auswirkungen durch das Planvorha-
ben nicht abzusehen.  

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 e) BauGB ist bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne die Vermeidung von Emissionen zu berücksichtigen.  

Durch das Vorhandensein von gemischten 
Bauflächen und den damit einhergehenden 
Nutzungen werden in der Regel keine Emis-
sionen hervorgerufen, die sich erheblich ne-
gativ auf die klimatische oder lufthygieni-
sche Situation auswirken. 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 h) ist bei der Aufstellung der Bauleitpläne die 
Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die 
durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäi-
schen Union festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten 
werden, zu berücksichtigen. 

Die Belange wurden berücksichtigt, vorlie-
gend ist jedoch von keiner erheblichen Be-
einträchtigung der Luftqualität auszugehen.  

Gemäß § 1a Abs. 5 BauGB soll den Erfordernissen des Klimaschutzes 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, 
als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, 
Rechnung getragen werden 

Explizite Maßnahmen werden nicht getrof-
fen. Jedoch eröffnen sich im Rahmen des 
anschließenden Bebauungsplanverfahrens 
Gestaltungsspielräume (vgl. Kap. 2.4). 

Nach dem in § 50 BImSchG normierten Trennungsgebot sind die für 
eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuord-
nen, dass schädliche Umwelteinwirkungen so weit wie möglich ver-
mieden werden. 

Die abschließende Plankonzeption ist Sache 
der nachgelagerten Planungsebene. Dem-
nach können schädliche Umwelteinwirkun-
gen auf Bebauungsplanebene mittels einer 
entsprechenden Plankonzeption so weit 
wie möglich vermieden werden. 

Wirkungsgefüge 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf das Wirkungsgefüge zwischen den Schutzgü-
tern Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft und Klima zu berück-
sichtigen. 

Das Wirkungsgefüge zwischen den Schutz-
gütern wurde berücksichtigt, explizite nega-
tive Auswirkungen darauf sind durch die 
vorliegende Nutzungsänderung jedoch 
nicht zu erwarten. 



Gemeinde Selfkant 

Umweltbericht zur 29. Flächennutzungsplanänderung „Heiler - Ergänzungsstandort Nahversorgung Selfkant-Nord“ 

 

 
 

5 

Landschaftsbild 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf das Landschaftsbild zu berücksichtigen.  

Die Belange wurden berücksichtigt, können 
aufgrund des Mangels einer abschließen-
den Plankonzeption jedoch erst auf der 
nachgelagerten Planungsebene bewertet 
werden, sodass mögliche Konflikte somit im 
Rahmen des parallellaufenden Bauleitplan-
verfahrens zu lösen sind (vgl. Kap. 2.4). 

Biologische Vielfalt 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf die biologische Vielfalt zu berücksichtigen.  

Durch die Flächennutzungsplanänderung 
wird ein artenarmer Lebensraum durch ei-
nen anderen artenarmen Lebensraum er-
setzt. Es sind keine expliziten negativen Aus-
wirkungen zu erwarten.  

Mensch 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 c) BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie 
die Bevölkerung insgesamt zu berücksichtigen.  

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 e) BauGB ist bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne die Vermeidung von Emissionen berücksichtigen. 

Das Schutzgut Mensch wurde berücksich-
tigt, explizite negative Auswirkungen darauf 
werden aller Wahrscheinlichkeit nach durch 
die geplante Nutzungsänderung nicht her-
vorgerufen, sind aufgrund des Mangels ei-
ner abschließenden Plankonzeption jedoch 
nicht auszuschließen. Dementsprechend 
kann eine vollständige Berücksichtigung 
erst auf der nachgelagerten Planungsebene 
erfolgen (vgl. 2.4).  

Kultur- und Sachgüter 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 d) BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter zu be-
rücksichtigen. 

Die Belange wurden berücksichtigt, können 
jedoch aufgrund des Mangels einer ab-
schließenden Plankonzeption erst auf der 
nachgelagerten Planungsebene bewertet 
werden, sodass mögliche Konflikte im Rah-
men des anschließenden Bauleitplanverfah-
rens zu lösen sind (vgl. Kap. 2.4). 

Gemäß § 1a Abs. 2 Satz 2 BauGB soll die Notwendigkeit der Umwand-
lung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen begründet 
werden. 

Die Inanspruchnahme landwirtschaftlicher 
Flächen wurde in die Abwägung eingestellt 
und begründet (vgl. Kapitel 2.1.8 sowie die 
darauf aufbauenden Kapitel dieses Umwelt-
berichts).  

Gem. § 1 DSchG NRW sind die Belange des Denkmalschutzes und der 
Denkmalpflege bei öffentlichen Planungen und Maßnahmen ange-
messen zu berücksichtigen.  

Gemäß § 9 Absatz 1 DSchG NRW bedarf der Erlaubnis der Unteren 
Denkmalbehörde, wer Baudenkmäler oder ortsfeste Bodendenkmä-
ler beseitigen, verändern, an einen anderen Ort verbringen oder die 
bisherige Nutzung ändern will, in der engeren Umgebung von Bau-
denkmälern oder ortsfesten Bodendenkmälern Anlagen errichten, 
verändern oder beseitigen will, wenn hierdurch das Erscheinungsbild 
des Denkmals beeinträchtigt wird oder bewegliche Denkmäler besei-
tigen oder verändern will.  

Die Belange des Denkmalschutzes finden 
auf der nachgelagerten Planungsebene Be-
rücksichtigung (vgl. Kap. 2.4).  

 

Tabelle 2: Umweltschutzziele aus Fachgesetzen; Quelle: Eigene Darstellung 
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1.2.2 Regionalplan 

 
Abbildung 2: GEP Region Aachen mit Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs (gelb-gestrichelter Kreis) (Bezirksregierung Köln, 2016a) 

Der Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region Aachen, stellt das Plangebiet als 

„Allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche“ (AFAB) dar. Vorrangiges Ziel der AFAB ist es, die existenz- und 
entwicklungsfähigen Betriebe im Plangebiet zu erhalten, zu entwickeln und zu fördern, um die 
Funktionsfähigkeit des ländlichen Raumes im Spannungsfeld der vielfältigen Raumansprüche 
sicherzustellen (Bezirksregierung Köln, 2016: 44). Der Verzicht auf eine zeichnerische Darstellung von 
Ortschaften mit einer Aufnahmefähigkeit von weniger als 2000 Einwohnern als Siedlungsbereich hat jedoch 
weder ein allgemeines Bauverbot zur Folge, noch wird die weitere Entwicklung dieser Ortschaften im 
Rahmen der Bauleitplanung verhindert. Vielmehr kann es zur Sicherung der städtebaulichen Ordnung und 

für eine örtlich bedingte angemessene Entwicklung solcher Ortschaften erforderlich sein, im 
Flächennutzungsplan entsprechende Bauflächen bzw. Baugebiete darzustellen und daraus 
Bebauungspläne zu entwickeln. (Bezirksregierung Köln, 2016: 12f.) Der Regionalplan steht der Planung 
somit nicht entgegen. 

Zudem sollen diese Flächen im Zuge der Regionalplan-Neuaufstellung als ASB festgelegt werden. Somit wird 
der Bedarf schon auf regionalplanerischer Ebene erkannt und künftig festgelegt. Die Ortslagen Hön-
gen/Heilder werden zu einem Siedlungsschwerpunkt der Gemeinde. Der Entwurf der 
Regionalplanneuaufstellung steht der Planung somit ebenfalls nicht entgegen. 

Natur- und landschaftsbezogene planerische Vorgaben werden für die Verfahrensgegenständlichen Flä-
chen nicht getroffen. Die Planung folgt somit den Darstellungen des Regionalplanes. 

1.2.3 Flächennutzungsplan 

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Selfkant (FNP) stellt die verfahrensgegenständli-
chen Flächen als „Flächen für die Landwirtschaft“ dar. Die Belange der Landwirtschaft werden im Kapitel 
2.1.8 sowie den darauf aufbauenden Kapiteln dieses Umweltberichts berücksichtigt. Darüberhinausge-

hende Umweltvorgaben werden durch den bestehenden Flächennutzungsplan nicht getroffen.  
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1.2.4 Naturschutzfachliche Schutzgebiete 

Naturschutzfachliche Schutzgebiete ergeben sich aus den §§ 21 und 23 bis 36 BNatSchG. Demnach sind der 
Biotopverbund bzw. die Biotopvernetzung (§ 21 BNatSchG), Naturschutzgebiete (§ 23 BNatSchG), Natio-
nalparke oder Nationale Naturmonumente (§ 24 BNatSchG), Biosphärenreservate (§ 25 BNatSchG), Land-
schaftsschutzgebiete (§ 26 BNatSchG), Naturparke (§ 27 BNatSchG), Naturdenkmäler (§ 28 BNatSchG), ge-

schützte Landschaftsbestandteile (§ 29 BNatSchG), gesetzlich geschützte Biotope (§ 30 BNatSchG) und Na-
tura-2000-Gebiete (§§ 31 bis 36 BNatSchG) bei der Planung und Umsetzung von Vorhaben hinsichtlich ei-
ner möglichen Betroffenheit zu untersuchen.  

Form und Verfahren der Unterschutzstellung richten sich nach Landesrecht (vgl. § 22 Abs. 2 BNatSchG). 
Demnach werden Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, Naturdenkmäler und geschützte Land-
schaftsbestandteile in den Landschaftsplänen der Kreise und kreisfreien Städte festgesetzt. 
(vgl. § 7 LNatSchG) 

 
Abbildung 3: Auszug aus dem Landschaftsplan II „Selfkant“ mit Abgrenzung des Plangebietes (grüne Linie ); Quelle: Eigene Darstellung nach 
Kreis Heinsberg, 2008 

Das Plangebiet liegt im räumlichen Geltungsbereich des Landschaftsplanes II/5 „Selfkant“. Dieser setzt für 
den gesamten Teil des Plangebietes das Entwicklungsziel 2 „Anreicherung einer im Ganzen erha ltungswür-

digen Landschaft mit naturnahen Lebensräumen und mit gliedernden und belebenden Elementen“ fest.  

Elemente einer reich oder vielfältig ausgestatteten Landschaft sind in den Plangebieten selbst nicht vor-
handen, sodass ein diesbezüglicher Erhalt vorliegend nicht einschlägig ist. Eine Anreicherung der Landschaft 

ist auf der nachgelagerten Planungsebene grundsätzlich möglich. Beispielsweise in der Form grünordneri-
scher Festsetzungen. Diese könnten zugleich zum Ausgleich planbedingter Eingriffe beitragen. 

Zur Beurteilung der Betroffenheit des Biotopverbunds bzw. der Biotopvernetzung sowie von Naturparken 
oder Nationalen Naturmonumenten, Biosphärenreservaten, Naturparken, gesetzlich geschützten Biotopen 
und Natura-2000-Gebieten wird auf den Dienst „NRW Umweltdaten vor Ort“ zurückgegriffen (MULNV 
NRW, 2020a). Eine Überlagerung mit entsprechenden Gebieten besteht demnach nicht.  

Beeinträchtigungen durch Nutzungsänderungen im weiteren Umfeld sind nach aktuellem Kenntnisstand 
allenfalls in Bezug auf Natura-2000-Gebiete ersichtlich. Beim nächstgelegenen Natura-2000-Gebiet handelt 
es sich um das FFH-Gebiet „Teverner Heide“, welches sich ca. 9 km südlich des Plangebietes befindet. „Von 
einer erheblichen Beeinträchtigung von Natura 2000-Gebieten durch in Flächennutzungsplänen darzustel-
lende Bauflächen im Sinne des § 1 Abs. 1 BauNVO/§ 5 Abs. 2 BauGB und in Bebauungsplänen auszuweisende 
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Baugebiete im Sinne des § 1 Abs. 2 BauNVO/ § 9 Abs. 1 BauGB kann bei Einhaltung eines Mindestabstands 
von 300 m zu den Gebieten in der Regel nicht ausgegangen werden.“  (MKULNV NRW, 2016) Damit ist eine 
direkte Beeinträchtigung nicht zu erwarten. Zudem lässt das Planvorhaben keine Auswirkungen, z.B. eine 
erhebliche Veränderung der Grundwasserneubildungsrate oder einen erheblichen Schadstoffausstoß er-
warten, die zur Annahme führen, dass mit einer mittelbaren Beeinträchtigung zu rechnen bzw. der Regel-

untersuchungsabstand zu erhöhen ist. 

Daneben besteht eine Empfindlichkeit gegenüber Eingriffen in verbindende Flugkorridore zwischen ver-
schiedenen Natura-2000-Gebieten; z.B. durch Beeinträchtigung von Trittsteinbiotopen und Rastplätzen 

oder durch Vorhaben mit Barrierewirkung. Zahlreiche weitere Natura-2000-Gebiete befinden sich in den 
Niederlanden, im Bereich der Städte Maastricht und Roermond. Das Plangebiet befindet sich zwischen den 
vorgenannten Gebieten, sodass die Lage in einem verbindenden Korridor nicht pauschal ausgeschlossen 
werden kann. Aufgrund der eher geringwertigen, ökologischen Ausprägung der im Plangebiet vorhandenen 
Biotope und anthropogener Störung durch angrenzende Siedlungsnutzungen ist eine Bedeutung als Tritt-
steinbiotop oder Rastplatz jedoch nicht ersichtlich. Denn im Umfeld des Plangebietes, beispielsweise in der 
Nähe vorhandener Bachtäler, bestehen Ausweichmöglichkeiten, die für ziehende Arten deutlich attraktiver 

sein sollten. Zudem bereitet die Planung keine Nutzungen vor, die zu möglichen Barrierewirkungen für 
überfliegende Arten führen. In diesem Zusammenhang sind planbedingte Konflikte nicht ersichtlich. 

Zusammenfassend sind Konflikte mit den vorliegend relevanten, naturschutzfachlichen Schutzgebieten 
nicht ersichtlich. 

2 BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DER 

UMWELTAUSWIRKUNGEN 
(BauGB Anlage 1 Nr. 2) 

Gemäß BauGB Anlage 1 Nr. 2 sind die in der Umweltprüfung ermittelten, erheblichen Umweltauswirkungen 
zu beschreiben und zu bewerten. Dies umfasst neben der Bestandsbeschreibung und der Entwicklungs-

prognosen bei Durchführung und Nichtdurchführung der Planung auch die Darlegung von Vermeidungs-, 
Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen, die Prüfung von Planungsalternativen sowie eine Beschreibung 
der erheblichen nachteiligen Auswirkungen. 

2.1 Basisszenario sowie Bewertung und Prognose zum Umweltzustand 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe a)  

Gemäß BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe a und b umfasst der Umweltbericht eine Bestandsaufnahme der 
einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustandes, einschließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, 

die voraussichtlich erheblich beeinflusst werden (Basisszenario) sowie eine Prognose über die Entwicklung 
des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung (Entwicklungsprognose). Die Betrachtung wird an-
hand der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 a), c) und d) BauGB genannten Schutzgüter gegliedert. Diese sind als umfassende 
Bezeichnung der Umweltbelange zu verstehen (Ernst, Zinkhahn, Bielenberg, & Krautzberger, 2019). Auf-
grund funktionaler Zusammenhänge werden Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt sowie Luft und Klima 
gebündelt betrachtet. Hierdurch werden diesbezügliche Wirkungszusammenhänge erfasst. Weitere Aus-
wirkungen auf das Wirkungsgefüge werden in den Kapiteln zu den jeweiligen Schutzgütern beschrieben. 

Auf ein gesondertes Kapitel zur Beschreibung des Wirkungsgefüges wird verzichtet. 

Da Basisszenario und Entwicklungsprognose aufeinander aufbauen, werden auch diese zusammengefasst. 

Ebenso werden die Auswirkungen der Nichtdurchführung der Planung im Kapitel 2.3 gebündelt, da sie über-
wiegend zu keiner erheblichen Veränderung des Umweltzustandes führen. 
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2.1.1 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Tiere und Pflanzen erfüllen Funktionen in Stoffkreisläufen, als Bewahrer genetischer Vielfalt und Einfluss-
faktor für andere Schutzgüter (z.B. Reinigungs-, Filter- und Produktionsfunktion für Boden, Wasser, Luft 
bzw. Klima). Daher sind sie in ihrer biologischen Vielfalt zu schützen. Die biologische Vielfalt umfasst wie-
derum drei Aspekte: Die Vielfalt der Ökosysteme (z.B. Lebensgemeinschaften, Lebensräume, Landschaf-

ten), der Arten und die genetische Vielfalt innerhalb der Arten (BfN, 2020a). 

BASISSZENARIO 

Das Plangebiet unterliegt einer intensiven, ackerbaulichen Nutzung. Die hierdurch geprägten Kulturpflan-
zen werden an den von der Bewirtschaftung nur mittelbar betroffenen Rändern der Ackerfläche, im Über-
gang zu Wirtschaftswegen und anderen Nutzungen durch Ruderal- und Segetalflora ergänzt. Eine beson-
dere Ausprägung konnte im Rahmen von Begehungen, voraussichtlich aufgrund eines starken Düngemitte-
leinsatzes, nicht festgestellt werden. 

Planungsrelevante Pflanzenarten kommen in NRW kaum vor. Es sind lediglich 6 planungsrelevante Arten 
mit jeweils sehr wenigen Vorkommen bekannt. Diese finden sich überwiegend an Sonderstandorten mit 
sehr spezifischen Habitatansprüchen. Diese Habitatanforderungen sind in den vorliegenden Fällen nicht 
gegeben.  

Im Hinblick auf Tiere stellt auch Ackerboden einen Lebensraum, z.B. für Bodenorganismen und Destruenten 
dar. Bei der Sicherung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes kommt diesen häufig vorkommenden 
Lebewesen eine besondere Bedeutung zu. Durch intensive Bewirtschaftung und Bearbeitung stehen die 
vorliegenden Böden jedoch nur eingeschränkt als Lebensraum zur Verfügung. 

Rückzugsmöglichkeiten in Form von Sträuchern sowie Ansitz- oder Singwarten fehlen bzw. bestehen allen-
falls im Umfeld. Zudem kann es durch westlich und nördlich angrenzende Wohnbebauung, Verkehrsflächen 
und vertikale Strukturen zu Störwirkungen und daraus resultierendem Meideverhalten kommen. Auf den 
daran angrenzenden Flächen ist daher mit Arten der halboffenen Feldflur zu rechnen. Die von der Ortslage 
abgewandten Teile des Plangebietes stellen aufgrund der Großflächigkeit des Plangebietes auch ein poten-
zielles Habitat für Arten der offenen Feldflur dar. Die vorgenannten Habitate können von Tieren als Nah-

rungshabitat (z.B. durch Fledermäuse und Greifvögel), als Fortpflanzungsstätte (z.B. durch Feldhamster, 
Feldlerche, Wachtel und Rebhuhn) oder als Ruhestätte (z.B. durch Rehwild und Feldhasen) genutzt werden. 

Das Vorkommen besonders geschützter Arten wurde  für das parallel laufende Bebauungsplanverfahren 

im Rahmen einer Artenschutzprüfung der Stufe I fachgutachterlich untersucht  (Büro Dipl.-Ing. H. 
Schollmeyer, 2023). In diesem Zusammenhang wurden der zu erwartende Pool an planungsrelevanten Ar-
ten und deren Lebensraumansprüche ermittelt. Die tatsächlich vorhandenen Lebensräume wurden durch 
insgesamt fünf Geländebegehungen im Zeitraum vom 28.08.2022 bis zum 04.05.2023 bestimmt. Die vor-
genannten Daten wurden miteinander verschnitten und den Wirkfaktoren des Planvorhabens gegenüber-
gestellt. Auf diese Weise konnte das Spektrum der zu erwartenden Arten auf Rebhuhn, Baumpieper, Nach-
tigall und Bluthänfling reduziert werden. 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Durch die Umsetzung des Vorhabens werden vorhandene Bepflanzungen vollständig entfernt. Aufgrund 

des eher geringen Ausgangswertes der Bepflanzung werden diese Eingriffe in Pflanzen selbst als nicht er-
heblich bewertet. Gleichwohl stellen sie ein Habitat für unterschiedliche Tiere dar.  

Gemäß § 44 BNatSchG ist es verboten, wildlebende Tiere der besonders oder streng geschützten Arten 
bzw. europäische Vogelarten mitsamt ihrer Lebensstätten zu beeinträchtigen. Eine Betrachtung von Jagd-
habitaten kann bei der Bewertung von Empfindlichkeit und Eingriff zunächst unberücksichtigt bleiben (vgl. 
BVerwG, Besch. V. 13.03.2008 – 9 VR 10.07). Ausgenommen sind Jagdhabitate, deren Beeinträchtigung den 
Fortbestand gesetzlich geschützter Fortpflanzung- und Ruhestätten gefährdet bzw. Individuen die Nah-
rungsgrundlage in einer solchen Form entzieht, dass diese verhungern und damit indirekt getötet werden. 
Da Jagdhabitate mit spezieller oder besonderer Ausprägung im Plangebiet nicht vorhanden sind, liegt die-
ser Ausnahmetatbestand vorliegend nicht vor. 
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In Bezug auf Fortpflanzungs- und Ruhestätten kann es durch mit dem Baustellenbetrieb verbundene Schall-
, Licht- und Staubimmissionen zur Verdrängung störempfindlicher Arten kommen. Durch die Baufeldräu-
mung können Fortpflanzungs- und Ruhestätten dauerhaft zerstört werden und eine Verletzung und/oder 
Tötung von Individuen einhergehen. Durch das Vorhandensein des Vorhabens werden alle Arten, die nicht 
siedlungsangepasst sind, dauerhaft auf dem Plangebiet verdrängt. 

In einer Artenschutzprüfung der Stufe I konnte das Spektrum der zu erwartenden, besonders oder streng 
geschützten Arten auf auf Rebhuhn, Baumpieper, Nachtigall und Bluthänfling reduziert werden (Büro Dipl.-
Ing. H. Schollmeyer, 2023).  Im Hinblick auf diese ist nicht auszuschließen, dass die vorgenannten Wirkun-

gen ausgelöst werden. Vor diesem Hintergrund sind Maßnahmen zu berücksichtigen, die im Kapitel Fehler! 
Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. dieses Umweltberichts zusammengefasst werden. 

Zudem ist es gemäß § 39 Abs. 1 BNatSchG allgemein verboten, wildlebende Tiere und Pflanzen ohne ver-
nünftigen Grund zu beeinträchtigen. Ein vernünftiger Grund liegt vor, wenn eine Handlung ausdrücklich 
erlaubt oder nach Abwägung durch einen durchschnittlich gebildeten, dem Naturschutz aufgeschlossenen 
Betrachter gerechtfertigt ist. (Lütkes/Ewer, 2018). Dies ist bei der Aufstellung von Bauleitplänen regelmäßig 
der Fall (WM BW, 2019). Somit steht der allgemeine Artenschutz einem Bauleitplan bereits dann nicht ent-

gegen, wenn dessen Aufstellung erforderlich ist und Standort bzw. Plankonzeption unter Abwägung mit in 
Betracht kommenden Alternativen gewählt wurden. Dies ist vorliegend der Fall. Das Gebot zur Vermeidung 
nicht erforderlicher Beeinträchtigungen bleibt hiervon unberührt.  

2.1.2 Fläche 

Fläche ist unvermehrbare Ressource, Lebensgrundlage für den Menschen und wird durch diesen bean-
sprucht (BMU, 2017). Planungsrechtliche oder tatsächliche Inanspruchnahme ist mit der Zunahme von 
Siedlungs- und Verkehrsfläche gleichzusetzen (MULNV NRW, 2018); nicht jedoch mit Versiegelung, da auch 
gestaltete Grün-, Erholungs- und Freizeitflächen zur Siedlungs- und Verkehrsfläche gezählt werden (BMU, 
2017). Bei Inanspruchnahme erfolgt eine Nutzungsänderung, was zumeist mit irreversiblem Verlust der 
ursprünglichen Funktion einhergeht.   

BASISSZENARIO 

Das Plangebiet umfasst Fläche im Umfang von ca. 0,4 ha. Diese ist vollständig unbeansprucht. 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Aufgrund der fehlenden Vorbelastung ist vorliegend von einer hohen Empfindlichkeit des Schutzgutes aus-
zugehen. Durch die Flächennutzungsplanänderung wird die bauliche Nutzung bisheriger landwirtschaftli-
cher Flächen vorbereitet. Der Eingriff in das Schutzgut Fläche ist als erheblich zu bewerten. Eine Untersu-
chung möglicher Kompensationsmaßnahmen erfolgt im Kapitel 2.4 dieses Umweltberichts.   

2.1.3 Boden 

Gemäß § 2 Abs. 2 BBodSchG erfüllt Boden Funktionen als Lebensgrundlage und -raum für Menschen, Tiere, 
Pflanzen und Bodenorganismen. Darüber hinaus ist er Ausgleichsmedium in Wasser- und Nährstoffkreis-

läufen sowie Ab- und Aufbaumedium für stoffliche Entwicklung. Aus unterschiedlichen Gründen kann er 
schutzwürdig sein (GD NRW, 2018c): 

• Biotopentwicklungspotenzial für Extremstandorte 

• Regler- und Pufferfunktion / natürliche Bodenfruchtbarkeit 

• Reglerfunktion des Bodens für den Wasserhaushalt im 2-Meter-Raum 

Ferner erfüllt Boden Funktionen als Standort und als Archiv. Zur Vermeidung von Dopplungen werden diese 
in den Kapiteln 2.1.2 und 2.1.8 sowie den darauf aufbauenden Kapiteln beschrieben. 
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BASISSZENARIO 

Zur Bewertung des Bodens werden die Geobasisdaten der Vermessungs- und Katasterverwaltung NRW 
(Land NRW, 2020) und die Bodenkarten im Maßstab 1:5.000 (GD NRW, 2018a) und 1:50.000 (GD NRW, 
2018b) verwendet (vgl. Abbildung 4). Hieraus ergeben sich die nachfolgenden Erkenntnisse. 

 
Abbildung 4: Bodenkarte mit Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereiches (grüne Linie); (Land NRW, 2020) sowie (GD NRW, 2018b)  

Zusammensetzung 

Gemäß Bodenkarte ist im Plangebiet der Bodentyp Parabraunerde vorherrschend. Die jeweilige Zusam-
mensetzung wird in nachfolgender Tabelle erläutert. 

Zusammensetzung der vorhandenen Böden 

Bodentyp Bestandteil 
Schichthöhe 

(dm) 

Parabraunerde (s)L31 

sandig-lehmiger Schluff 

------ aus ------ 

Löß 

4 bis 14 

stark toniger Schluff 

und schluffiger Lehm 

------ aus ------ 

Löß 

6 bis 15,1 

Sand, kiesig 

zum Teil mittel lehmiger Sand, kiesig  

------ aus ------ 

Terrassenablagerung 

0 bis 10.1 

 Parabraunerde (s)L33 

sandig-lehmiger Schluff, schwach kiesig 

zum Teil schluffig-lehmiger Sand, schwach kiesig 

------ aus ------ 

Löß und Solifluktionsbildung 

3 bis 6 

Sand, kiesig 

zum Teil mittel lehmiger Sand, kiesig  

------ aus ------ 

Terrassenablagerung 

14 bis 17,1 

Tabelle 3: Zusammensetzung des vorhandenen Bodens (GD NRW, 2018b) 
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Bodenparameter 

Im Bereich der Parabraunerden ist mit mittleren bis überdurchschnittlichen Bodenparametern und einer 
entsprechend hohen Bodenfruchtbarkeit zu rechnen. Eine detaillierte Beschreibung anhand der einzelnen 
Bodenparameter ist der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen. 

Einordnung der vorhandenen Bodenparameter in Bezug auf die Bodenfruchtbarkeit 

Parameter Definition L31 L33 

Wertzahlen 
der Boden-
schätzung 

Die Bodenwertzahl drückt Reinertragsunterschiede aus, die 
bei üblicher und ordnungsgemäßer Bewirtschaftung nur 

durch den Ertragsfaktor Boden bedingt sind.  

60 bis 75 

(hoch) 

45 bis 60 

(mittel) 

Feldkapazität Die Feldkapazität bemisst die Fähigkeit von Boden, die Verla-
gerung von Stoffen wie Nitrat, die nicht adsorptiv festhalten 
oder mikrobiell umgesetzt werden, in den Untergrund zu ver-
mindern.  

328 mm 

(hoch) 

188 mm 

(mittel) 

Nutzbare 
Feldkapazität 

Die nutzbare Feldkapazität ist das wesentliche Maß für die 
Bodenwassermenge, die Pflanzen zur Verfügung steht. Sie 
wirkt sich auf Bodenfruchtbarkeit, klimatische Bedingungen, 
die Häufigkeit von Wassermangel und Ertragssicherheit aus. 

176 mm 

(hoch) 

108 mm 

(mittel) 

Luftkapazität Luftkapazität ist ein Maß für die Versorgung der Pflanzenwur-
zeln mit Sauerstoff. Zudem stellt sie die Speicherkapazität für 
Niederschläge, Grundwasser und Staunässe dar und be-
stimmt mit der Wasserleitfähigkeit die Amplitude und Ge-
schwindigkeit von Wasserstandsänderungen im Witterungs-
verlauf.  

146 mm 

(mittel) 

202 mm 

(hoch) 

Ka-
tionenaustaus
chkapazität 

Nährstoffe kommen in der Natur als Kationen vor. Die Katio-
nenaustauschkapazität bezeichnet die Menge an Nährstof-
fen, die ein Boden bezogen auf seine Masse binden und ab-
geben kann. 

175 mol+/m² 

(hoch) 

84 mol+/m² 

(mittel) 

Effektive 
Durchwurze-
lungstiefe 

Die effektive Durchwurzelungstiefe kennzeichnet die Tiefe, 
bis zu der pflanzenverfügbar gespeichertes Bodenwasser von 
einjährigen Nutzpflanzen in niederschlagsarmen Jahren voll-
ständig ausgeschöpft werden kann.  

11 dm 

(sehr hoch) 

10 dm 

(sehr hoch) 

Tabelle 4: Einordnung der vorhandenen Bodenparameter in Bezug auf die landwirtschaftliche Eignung (GD NRW, 2018b)  

Schutzwürdigkeit 

Die Schutzwürdigkeit eines Bodens ergibt sich laut dem BBodSchG aus dem Ausprägungsgrad der Erfüllung 

natürlicher Bodenfunktionen sowie der Archivfunktion (GD NRW, 2018c). Vorliegend ist die Erfüllung der 
natürlichen Bodenfunktionen vorrangig zu betrachten, da sich die Archivfunktion aus dem Vorhandensein 
von Bodendenkmälern und anderen denkmalrechtlichen Gegebenheiten ergibt und diese an dieser Stelle 
nicht untersucht werden. Die Schutzwürdigkeit der vorhandenen Böden ist somit der nachfolgenden Ta-
belle zu entnehmen.  

Funktion 
Schutzwürdigkeit gegeben? 

Braunerde-Gley Gley-Braunerde 

Biotopentwicklungspotenzial für Extremstandorte Nein Nein 

Regler- und Pufferfunktion / natürliche Bodenfruchtbarkeit  Nein Nein 

Reglerfunktion des Bodens für den Wasserhaushalt im 2-Meter-Raum Ja Nein 

Tabelle 5: Schutzwürdigkeit des vorhandenen Bodens; (GD NRW, 2018b)  

Vorbelastung / Altlasten 

Die Flächen sind bisher nicht baulich beansprucht oder durch Baumaßnahmen vorbelastet. Jedoch kann 
derzeit keine abschließende Bewertung abgegeben werden. Die abschließende Bewertung wird auf die 

nachfolgende Planungsebene abgeschichtet. 
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ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Die vorliegenden Böden erfüllen im besonderen Maße eine Reglerfunktion des Bodens für den Wasser-
haushalt im 2-Meter-Raum. Vor diesem Hintergrund ist von einer hohen Empfindlichkeit des Schutzgutes 
auszugehen. 

Im Rahmen der Baumaßnahmen wird die Bodenstruktur durch Versiegelung, Verdichtung, Abtragungen 
und Aufschüttungen dauerhaft verändert. Insbesondere auf den versiegelten Flächen gehen die natürli-
chen Funktionen verloren. Daher sind die baubedingten Eingriffe in das Schutzgut Boden als erheblich zu 
bewerten und zu kompensieren. Eine Zusammenfassung der diesbezüglichen Maßnahmen erfolgt im Kapi-
tel 2.4 dieses Umweltberichts. 

Durch den Betrieb von Mischgebieten sind keine erheblichen Bearbeitungen des Bodens oder Schadstoffe-
inträge in diesen zu erwarten. Insofern wird das Vorhandensein des Wohngebietes voraussichtlich zu kei-
nen weiteren, erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzguts Boden führen. 

2.1.4 Wasser 

Gemäß § 1 WHG erfüllt Wasser Funktionen als Lebensgrundlage und -raum für Menschen, Tiere und Pflan-
zen sowie als nutzbares Gut. Es beeinflusst das Klima, da Wärme durch Verdunstung der Atmosphäre zu-
geführt wird (DWD, 2020). Im Hinblick auf seine zerstörerische Kraft ist der Hochwasserschutz zu beachten. 

BASISSZENARIO 

Zur Beschreibung des Schutzgutes wird u.a. auf das elektronische wasserwirtschaftliche Verbundsystem für 
die Wasserwirtschaftsverwaltung in NRW (ELWAS WEB) zurückgegriffen (MULNV NRW, 2019). Demgemäß 
können die nachfolgenden Aussagen getroffen werden. 

Oberirdische Gewässer 

Gemäß § 2 WHG handelt es sich bei oberirdischen Gewässern um Fließgewässer mit ständigem oder zeit-
weiligem Abfluss, die der Vorflut für Grundstücke mehrerer Eigentümer dienen. Sie werden eingeteilt in 

Gewässer erster und zweiter Ordnung sowie in sonstige Gewässer.  

Im Plangebiet selbst bestehen keine Oberflächengewässer. Gewässer erster Ordnung sind im mittelbaren 
Umfeld des Plangebietes nicht vorhanden. Das nächstgelegene Gewässer zweiter Ordnung stellt die Rur in 
etwa 9,5 km östlicher Entfernung des Plangebietes dar. Das nächstgelegene sonstige Gewässer stellt der 
Saeffeler Bach in etwa 0,3 km südlicher Entfernung des Plangebietes dar. Das Plangebiet befindet sich im 
Einzugsgebiet des Gewässers. 

Grundwasser 

Das Plangebiet befindet sich im Grundwasserkörper 28_04 „Hauptterrassen des Rheinlandes“. Dieser be-
findet sich mengenmäßig wie auch chemisch in einem schlechten Zustand. Überschreitungen der Schwel-
lenwerte nach Anlage 2 der Grundwasserverordnung bestehen in Bezug auf Nitrat.  

Eine kleinräumige Beschreibung der vorhandenen Grundwassereinflüsse ist unter Berücksichtigung des Bo-
dens möglich. Hierzu wird auf die Bodenkarte im Maßstab 1:50.000 zurückgegriffen (GD NRW, 2018b) . 
Demnach ist im Plangebiet mit Pseudogley-Braunerde zu rechnen. Es ergeben sich die nachfolgenden Pa-
rameter.  

Einordnung der vorhandenen Bodenparameter in Bezug auf das Bodenwasser 

Parameter Definition 
Wert 

L31 L33 

Gesättigte 
Wasser-
leitfähigkeit 

Die gesättigte Wasserleitfähigkeit kennzeichnet, mit welchem 
Widerstand ein Boden Wasser gegen die Schwerkraft halten 
kann, dient der Bewertung als mechanischer Filter, der Erosions-
anfälligkeit und wird zur Ermittlung vom Dränbedürftigkeit bzw. 
Dränabständen verwendet. 

19 cm/d 

(mittel) 

47 cm/d 

(hoch) 
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Kapillare 
Aufstiegsrate 

Die kapillare Aufstiegsrate gibt an, in welcher Intensität ein Boden 
Wasser aus grundwasserbeeinflussten Schichten durch die Kraft 
der Kapillarität in den effektiven Wurzelraum nachliefert. 

0 mm/d 

(keine Na-
chlieferung) 

0 mm/d 

(keine Na-
chlieferun) 

Grundwas-
serstufe 

Der Grundwasserspiegel schwankt in Abhängigkeit von Klima- 
und Witterungsverhältnissen sowie Wasserverbrauch durch Ve-
getation oder Menschen. Die Grundwasserstufen geben den 
Kernbereich der Grundwasserschwankung wieder. 

Stufe 0 

(ohne Grund-
wasser) 

Stufe 0 

(ohne 
Grundwas-

ser) 

Staunässe-
grad 

Staunässe tritt auf, wenn eine wenig wasserdurchlässige Zone im 
Boden die Versickerung des Niederschlagswassers hemmt und 
somit zur Vernässung darüber liegender Bereiche führt.  

Stufe 0 

(ohne 
Staunässe) 

Stufe 0 

(ohne 
Staunässe) 

Versicker-
ungseignung 

Die Versickerungseignung stellt eine Ersteinschätzung dar, in wel-
chem Maß Böden für die Versickerung von Niederschlagswasser 
geeignet sind und welche Gründe ggf. entgegenstehen.  

ungeeignet ungeeignet 

Tabelle 6: Einordnung der vorhandenen Bodenparameter in Bezug auf das Bodenwasser (GD NRW, 2018b) 

Die Angabe bezüglich der Versickerungseignung des Geologischen Dienstes NRW dient vorliegend lediglich 
als erste Einschätzung. Die abschließende Bewertung wird auf die nachfolgende Planungsebene abge-
schichtet. 

Gemäß der Stellungnahme der Bezirksregierung Arnsberg vom 07.08.2023 ist das Plangebiet von Sümp-
fungsmaßnahmen des Braunkohlenbergbaus bedingten Grundwasserabsenkungen betroffen. Für die Stel-
lungnahme wurden folgende Grundwasserleiter (nach Einteilung von Schneider & Thiele, 1965) betrachtet: 
Oberes Stockwerk, 9B, 8, 7, 6D, 6B, 2 - 5, 09, 07 Kölner Scholle, 05 Kölner Scholle betrachtet.  

Wasserrechtliche Schutzgebiete 

Innerhalb der Plangebiete befinden sich keine Wasserschutzgebiete (§ 51 WHG). Das nächstgelegene Was-
serschutzgebiet ist das festgesetzte Trinkwasserschutzgebiet Waldfeucht, in einer Entfernung von 
ca. 3,9 km östlich des Plangebietes. Das Schutzgebiet wird durch bestehende Ortslagen räumlich und funk-
tional vom Plangebiet getrennt. Wechselwirkungen mit dem Plangebiet sind nicht erkennbar. 

Heilquellen (§ 53 WHG) sind im linksrheinischen NRW nicht vorhanden und insofern mit abschließender 
Sicherheit nicht von der Planung betroffen. 

Überschwemmungsgebiete (§ 78b WHG) bestehen im Bereich des Saeffeler Bachs. Mit diesen besteht keine 

räumliche Nähe und somit keine Überlagerung. 

Hochwasserentstehungsgebiete (§ 78d WHG) werden gemäß § 78d Abs. 2 WHG von den Ländern durch 
Rechtsverordnung festgesetzt. Dies ist in NRW aktuell noch nicht erfolgt. 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Im Plangebiet oder dem von der Planung betroffenen Umfeld sind wasserrechtliche Schutzgebiete oder 
oberirdische Gewässer nicht vorhanden. Ferner ist davon auszugehen, dass eine natürliche Versickerungs-
fähigkeit in den oberen Bodenschichten nicht gegeben ist. Hierdurch werden planbedingte Auswirkungen 
auf die Qualität und Menge des Grundwassers begrenzt. Die mit von Grundwasserschwankungen hervor-
gerufenen Bodenbewegungen verbundenen Belange können durch allgemein geltende bauliche Standards 
bewältigt werden. Insgesamt ist damit von einer geringen, spezifischen Empfindlichkeit des Schutzgutes 
Wasser auszugehen. 

Aufgrund der geringen Empfindlichkeit werden baubedingte Auswirkungen in Form von Versieglung und 
einer damit verbundenen Reduzierung der Grundwasserneubildungsrate als nicht erheblich erachtet. Der 
Bau und Betrieb von Wohngebieten führen zudem nur in stark eingeschränktem Maße zum Einsatz was-

sergefährdender Stoffe. Damit sind erhebliche Auswirkungen auf das Wasser insgesamt nicht zu erwarten. 
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2.1.5 Luft und Klima 

Das lokale Kleinklima bildet die Grundlage für die Vegetationsentwicklung und ist unter dem Aspekt der 
Niederschlagsrate für den Wasserhaushalt und die Grundwasserneubildung verantwortlich. Luft ist lebens-
notwendig zum Atmen für Mensch und Tier. Zudem übernimmt die Atmosphäre Funktionen als Schutz- und 
Übertragungsmedium für Stoffflüsse. Ein ausgewogenes Klima und eine regelmäßige Frischluftzufuhr sind 

Grundlage für gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse.  

BASISSZENARIO 

Klimadaten 

Die Gemeinde Selfkant liegt innerhalb des klimatischen Bereiches der Niederrheinischen Bucht. Es besteht 

ein gemäßigtes, humides, atlantisch geprägtes Klima, welches durch milde Winter und gemäßigte Sommer 
definiert wird. (Matthiesen, 1989) 

Zur Bewertung des lokalen Klimas wird auf den Klimaatlas Nordrhein-Westfalen zurückgegriffen (LANUV 
NRW, 2020c). Demnach ist das Klima des Plangebietes im Jahresmittel durch eine Lufttemperatur von 
10,4°C, eine Niederschlagssumme von 791 mm und eine Sonnenscheindauer von 1.566 Stunden gekenn-
zeichnet. Die Windgeschwindigkeit in 10 m Höhe liegt bei ca. 3,8 m/s, unterliegt jedoch kleinräumigen 
Schwankungen. 

Luftschadstoffe 

Zur Bewertung der zu erwartenden Luftschadstoffe wird auf das Online-Emissionskataster Luft NRW zu-
rückgegriffen (LANUV NRW, 2020b). Hier wird zwischen zahlreichen Emittenten- und Schadstoffgruppen 
unterschieden. Im Hinblick auf die Vielzahl der möglichen Angaben bei gleichzeitiger Wahrung der Anstoß-
funktion, ist die weitere Betrachtung auf eine fachlich begründete Auswahl zu beschränken. 

Vor diesem Hintergrund sowie im Hinblick auf den Klimawandel erfolgt eine Betrachtung der im Kyoto-
Protokoll benannten Treibhausgase (Umweltbundesamt, 2020a): Kohlendioxid, Methan, und Lachgas 
(N2O) sowie die fluorierten Treibhausgase (HFKW). Aufgrund der hierfür europaweit definierten Grenz-
werte (Umweltbundesamt, 2020b) wird die Betrachtung auf die Feinstaubfraktion PM10 erweitert. Eine 
Betrachtung der Fraktion PM2,5 ist mangels Datengrundlage nicht möglich. Da im Rahmen des vorliegen-
den Umweltberichtes keine Ursachenforschungen betrieben, sondern lediglich die Auswirkung des Plan-
vorhabens im Zusammenwirken im bestehenden Gesamtgefüge untersucht werden, erfolgt die Betrach-
tung der vorgenannten Schadstoffe über alle Emittentengruppen hinweg.  

Schadstoff 
Menge Belastung 

Bezeichnung Chem. Summenformel 

Kohlendioxid CO2 1.269 t/km² mittel 

Methan CH4 162 kg/km² mittel 

Lachgas N2O 22 kg/km² mittel 

Fluorierte Treibhausgase HF 64 g/km² gering 

Feinstaub PM10 157 kg/km² gering 
Tabelle 7: Belastung des Plangebietes mit klimatisch wirksamen Luftschadstoffen; (LANUV NRW, 2020b) 

Klimatisch wirksame Funktionen 

Bei den verfahrensgegenständlichen Flächen handelt es sich um unbebaute Flächen, die eine Funktion als 
Kaltluftentstehungsgebiet erfüllen. Klimatisch bedeutsame Vegetationsstrukturen, die zur Bildung von 
Frischluft und zur Bindung von Luftschadstoffen beitragen würden, sind innerhalb der verfahrensgegen-
ständlichen Flächen nicht vorhanden. Durch die landwirtschaftliche Nutzung werden die klimatischen Funk-

tionen im überwiegenden Teil des Plangebietes jahreszeitabhängig bzw. bei fehlender Vegetation einge-
schränkt erfüllt. Innerhalb von Zeiträumen, in denen die Fläche von keiner Vegetation bedeckt i st, kann 
ferner die Bildung von Staubemissionen nicht ausgeschlossen werden. 
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ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Klimatisch bedeutsame oder luftreinhaltende Strukturen sind im Plangebiet nicht vorhanden. Daher wird 
die spezifische Empfindlichkeit des Schutzgutes als gering bewertet. 

Durch Nutzungen im Rahmen von Mischbauflächen werden in der Regel keine Emissionen hervorgerufen, 
die sich negativ auf die klimatische oder lufthygienische Situation auswirken. Schadstoffe in geringen Men-
gen sind vorwiegend im Zuge zusätzlicher Verkehre möglich. Zudem ist eine zunehmende Versiegelung zu 
erwarten. Da versiegelte Flächen eine ungünstigere Strahlungsbilanz aufweisen sind diesbezüglich zusätz-
liche, negative klimatische Wirkungen zu erwarten. Durch eine Bebauung der dem Planverfahren zugrun-
deliegenden Flächen werden zudem die Windströmungen beeinflusst. Die geplante Überbauung des Plan-
gebietes führt zu einem vollständigen Verlust der Produktionsfähigkeit von Kaltluft. Die Entstehung einer 
Hitzeinsel ist zu erwarten.  

Aufgrund der Lage am Siedlungsrand, der durch eine hinreichende Zahl an unbebauten Freiflächen gekenn-
zeichnet ist, die weiterhin als Kaltluftentstehungsgebiete dienen können, wird eine planbedingte, unver-
trägliche Veränderung des lokalen Klimas nicht erwartet. Die von Wohnvorhaben ausgehenden Mengen an 
Luftschadstoffen sind gering. Insgesamt werden die planbedingten Auswirkungen auf die Schutzgüter Luft 
und Klima daher als nicht erheblich bewertet. 

2.1.6 Landschaftsbild 

Das Landschaftsbild hat in erster Linie eine ästhetische und identitätsbewahrende Funktion. Die Komposi-
tion verschiedener typischer Landschaftselemente macht die Eigenart eines Landstriches aus. Neben der 

Bewahrung typischer Arten, Strukturen und Bewirtschaftungsformen spielt dies auch für den Erholungs-
wert der Landschaft eine große Rolle.  

BESTANDSBESCHREIBUNG 

Das Plangebiet liegt im Bereich der naturräumlichen Haupteinheit NR-570 Selfkant, hier im Bereich der 
Selfkant Terrassenplatte. Laut der heutigen potenziell natürlichen Vegetation (HpnV) müsste das Land-
schaftsbild insbesondere durch Flattergras-Buchenwälder, stellenweise durch Perlgras-Buchenwälder ge-
prägt sein. Die lokale Landschaft besteht überwiegend aus landwirtschaftlich genutzten Flächen mit ver-
einzelten Grün- und Gehölzstrukturen vor allem im Bereich des Hahnbuschs sowie des Gemeindebuschs, 
wird jedoch von Siedlungsnutzungen wie verschiedenen Ortslagen und Verkehrstrassen erheblich über-

prägt. 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches selbst herrschen landwirtschaftliche Flächen vor. 

Im Norden schließt die freie Feldflur an das Plangebiet an. Diese wird von einigen Wirtschaftswegen durch-
zogen. Das Plangebiet befindet sich somit an der Grenze zur freien Landschaft und besitzt demzufolge eine 
gewisse Bedeutung für das Landschaftsbild. 

Im Osten befindet sich eine Gehölzformation, und dahinter schließt sich die L410 an. Im Süden befinden 
sich ebenfalls landwirtschaftlich genutzte Flächen und anschließend folgt die Selfkantstraße/L288. Im Süd-
westen schließen Wohnnutzungen und im Westen private Gärten an das Plangebiet an.  

Eine zu betonende Bedeutung des Plangebietes für das übergeordnete Landschaftsbild  besteht nicht. Vor 
diesem Hintergrund ist von einer geringen Empfindlichkeit des Schutzgutes auszugehen. 

Die verfahrensgegenständlichen Flächen besitzen derzeit eine geringe Bedeutung für die Naherholung. Sie 
dienen als landwirtschaftliche Nutzfläche und sind der Allgemeinheit nur beschränkt zugänglich. Dennoch 
werden vorhandene Wirtschaftswege von ansässigen Menschen für die Naherholung genutzt.  

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Eine zu betonende Bedeutung des Plangebietes für das übergeordnete Landschaftsbild  oder die Naherho-
lung ist nicht erkennbar. Vor diesem Hintergrund ist von einer geringen Empfindlichkeit des Schutzgutes 
auszugehen. 
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Das Landschaftsbild wird durch den Bau des Vorhabens verändert. Da auf der Ebene der vorbereitenden 
Bauleitplanung keine Regelungen zum Maß der baulichen Nutzung getroffen werden, kann eine erhebliche 
Beeinträchtigung des Landschaftsbildes zumindest nicht abschließend ausgeschlossen werden. Jedoch kön-
nen auf nachgelagerter Planungsebene Maßnahmen ergriffen werden, um das Vorhaben besser in die 
Landschaft zu integrieren. Diese werden im Kapitel 2.4 dieses Umweltberichts zusammengefasst. 

Der spätere Betrieb des Vorhabens lässt keine Besonderheiten, beispielsweise Rauchfahnen erkennen, die 
zu einer Maßgeblichen Veränderung des Landschaftsbildes führen. In diesem Zusammenhang sind keine 
weiteren Beeinträchtigungen erkennbar. 

2.1.7 Mensch 

Neben dem indirekten Schutz durch Sicherung der übrigen Schutzgüter sollen gesunde Wohn- und Arbeits-

verhältnisse, insbesondere hinsichtlich des Immissionsschutzes, gesichert werden. Zur Vermeidung von 
Dopplungen werden die Aspekte der Luftbelastung und Naherholung im Kapitel 0 „Luft und Klima“ bzw. 
2.1.6 „Landschaftsbild“ beschrieben.  

BASISSZENARIO 

Das Plangebiet stellt sich derzeit als landwirtschaftlich genutzte Fläche dar. Hervorzuhebende Vorbelastun-
gen bestehen in Hinblick auf den Menschen nicht. In der näheren Umgebung des Plangebietes befinden 
sich sowohl Wohnnutzungen als auch vereinzelt gewerbliche Nutzungen. Eine temporäre Belastung besteht 
durch die landwirtschaftliche Bearbeitung der Ackerflächen. Beim Einsatz von schweren Maschinen, bei-
spielsweise Traktoren, kommt es insbesondere zu Lärmimmissionen. 

Eine temporäre Belastung des Plangebietes besteht durch die landwirtschaftliche Bearbeitung der Acker-
flächen. Beim Einsatz von schweren Maschinen, beispielsweise Traktoren, kommt es insbesondere zu Lär-
mimmissionen. Innerhalb von trockenen Zeiträumen kann die Entstehung von Staubimmissionen nicht aus-
geschlossen werden. 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Bei den angrenzenden Baugebieten handelt es sich um gemischte Bauflächen. Diese entsprechen einer 
ähnlichen Nutzung des Planvorhabens. In diesem Zusammenhang ist von einer geringen Empfindlichkeit 
gegenüber den vom Planvorhaben ausgelösten Emissionen auszugehen. 

Durch den Bau des geplanten Vorhabens sind temporäre Lärmbelästigungen der Anwohner zu erwarten. 
Diese entstehen jedoch lediglich während der Bauphase und sind als nicht erheblich zu bewerten. Auch der 
Betrieb des geplanten Vorhabens wird höchstens geringfügige zusätzliche Schallemissionen hervorrufen, 
die sich aus den zusätzlichen Anliegerverkehren sowie wohngebietstypischen Geräuschen zusammenset-
zen. 

2.1.8 Kultur- und Sachgüter 

Kultur- und Sachgüter besitzen ihre Funktion aufgrund ihres historischen Dokumentationspotenzials sowie 
ihrer wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen Nutzung. Unter den Begriff Kulturgüter fallen die Bau- und 

Bodendenkmale als Einzelobjekt oder als Ensemble einschließlich ihres Umgebungsschutzes sowie das 
Ortsbild. Dazu zählen auch räumliche Beziehungen, kulturhistorisch bedeutsame Landschaftsteile, Sichtbe-
ziehungen etc. 

BASISSZENARIO 

Kulturgüter 

Auf der Ebene der Landesplanung wird das Untersuchungsgebiet dem bedeutsamen Kulturlandschaftsbe-

reich Jülicher Börde - Selfkant zugeordnet. Die spezifischen Ziele und Leitbilder bestehen u. A. in der Erhal-
tung bedeutender Sichtbeziehungen sowie der prägenden Kulturlandschaftselemente, der Bewahrung 
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bestehender Waldflächen, Schutz und Erhalt der Boden- und Baudenkmäler sowie der Erhaltung der Er-
kennbarkeit der geschlossenen Siedlungsstruktur mit Straßendörfern, Weilern und Einzelhöfen.  

Eine Konkretisierung kulturlandschaftlicher Belange erfolgt auf der Ebene der Regionalplanung. Demn ach 
befindet sich im Osten des Geltungsbereiches, in einem Abstand von ca. 100 m der Kulturlandschaftsbe-
reich „003 Internationale Straße“. Kulturlandschaftliches und denkmalpflegerisches Ziel im Rahmen der Re-

gionalplanung ist die Erhaltung und Sicherung linearer Strukturen. 

Relevante Sichtbeziehungen zwischen dem Plangebiet und den vorgenannten Bereichen bestehennicht. 
Gleiches gilt für Baudenkmäler. Zudem liegt Untersuchungsgebiet kein Anfangsverdacht für das Vorhan-

densein von Bodendenkmälern vor. 

Sachgüter 

Als Sachgüter können Flächen oder Objekte bezeichnet werden, die einer wirtschaftlichen Nutzung unter-
liegen. Im Plangebiet trifft dies auf die landwirtschaftliche Nutzung der Flächen zu. 

Gemäß Stellungnahme der Bezirksregierung Arnsberg vom 07.08.2023 liegt der räumliche Geltungsbereich 
des Geltungsbereiches über dem auf Braunkohle verliehenen Bergwerksfeld „Höngen 4“, im Eigentum der 
RWE Power Aktiengesellschaft, Stüttgenweg 2 in 50935 Köln.“ 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Kulturgüter 

Es sind keine Bodendenkmäler innerhalb der Plangebiete bekannt, ein Vorkommen ist auch nicht wahr-
scheinlich. Eine erhebliche Beeinträchtigung ist damit unwahrscheinlich, kann mangels systematischer Un-
tersuchungen zum Ist-Zustand aber nicht abschließend ausgeschlossen werden. Diesbezügliche Maßnah-
men sind auf der nachgelagerten Planungsebene zu verfolgen und werden im Kapitel 2.4 dieses Umwelt-

berichts zusammengefasst. 

Visuelle Wechselwirkungen zwischen dem Plangebiet bzw. dem Planvorhaben mit Kulturlandschaftsberei-

chen oder Baudenkmälern sind nicht gegeben. Ziel des Kulturlandschaftsbereichs „Internationale Straße“ 
ist die Erhaltung und Sicherung linearer Strukturen. Insofern ist eine Empfindlichkeit ausschließlich in Bezug 
auf direkte Eingriffe erkennbar. Diese Empfindlichkeit wird durch das Planvorhaben nicht ausgelöst. Inso-
fern sind planbedingte Konflikte mit Kulturgütern nicht erkennbar. 

Sachgüter 

Hinsichtlich der vorhandenen Sachgüter besteht die Empfindlichkeit in der Umwandlung der derzeitigen 
Nutzung. Die vorhandenen Böden sind grundsätzlich fruchtbar und für eine landwirtschaftliche Produktion 
geeignet. Die aktuelle landwirtschaftliche Nutzung wird durch die Planung für den räumlichen Geltungsbe-
reich gänzlich entfallen. 

Die mit vorhandenen Erdwärmefeldern verbundenen Belange erfordern keine Änderung der Plankonzep-
tion, da alleinig durch die Lage des Plangebietes auf einem Bergwerksfeld keine bodenrechtlichen Span-
nungen erzeugt werden und die Umsetzung des Vorhabens sowie die Ausübung der beabsichtigten Nut-

zung unberührt bleiben. Insofern werden Planbedingte Auswirkungen auf dieses Sachgut als unerheblich 
bewertet. 

2.2 Berücksichtigung der sonstigen umweltrelevanten Belange bei Durchführung der Planung 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe b) 

Die Auswirkungen auf die Schutzgüter wurden bereits unter Kapitel Fehler! Verweisquelle konnte nicht g
efunden werden. ermittelt und dargelegt. Ebenso ist eine Auseinandersetzung mit Natura-2000-Gebieten 
und deren Erhaltungszielen bereits unter Kapitel 1.2.4 erfolgt. Nachfolgend werden die bau- und betriebs-
bedingten Auswirkungen auf die übrigen Belange des § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a bis i BauGB beschrieben.  
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2.2.1 Vermeidung von Emissionen und sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe e BauGB) 

VERMEIDUNG VON EMISSIONEN 

Die vorliegende Planung ermöglicht vor allem die Entstehung von Wohnfunktionen und dem Wohnen nicht 
störendes Gewerbe. Demnach sind vermehrt Emissionen, insbesondere in Form von Geräuschen, aber auch 
von Licht und Luftschadstoffen sowie während Bauphasen, zu erwarten. 

SACHGERECHTER UMGANG MIT ABFÄLLEN 

Im Rahmen des Baus sind insbesondere Abfälle in Form von Verpackungen zu erwarten. Hiermit verbun-
dene Mengen werden eher gering sein, da die großen Mengen an Baustoffen, die zur Herstellung eines 

Gebäudes oder Gebäudeteiles erforderlich sind, regelmäßig als Schüttgüter oder mit mehrfach verwend-
baren Verpackungen, beispielsweise Paletten, Silos oder Big-Bags geliefert werden.  

Grundsätzlich führt der Betrieb von Mischnutzungen insbesondere zu Hausabfällen. Deren Menge kann 

nicht eindeutig beziffert werden, da diese stark abhängig von dem Konsumverhalten der ansässigen Men-
schen ist. Es ist jedoch insgesamt davon auszugehen, dass eine sachgerechte Entsorgung der Abfälle erfol-

gen kann. Aufgrund der Dimensionierung des Plangebietes kann eine Befahrbarkeit mit Müllfahrzeugen 
sicher erreicht werden. 

SACHGERECHTER UMGANG MIT ABWÄSSERN 

Die Entsorgung des Schmutzwassers sowie des anfallenden Niederschlagwassers ist Gegenstand der nach-
gelagerten Planungsebene. Hier kann im Rahmen einer entsprechenden Plankonzeption beispielsweise die 
Versickerung des Niederschlagwassers umgesetzt werden. 

2.2.2 Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe f BauGB)  

Die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie kann während 
der Bauphase nicht durch die Bauleitplanung gesteuert werden. Durch den Einsatz moderner Technik, Fahr-
zeuge und Maschinen, kann jedoch Einfluss darauf genommen werden. Da ein sparsamer Umgang mit Ener-

gie(-trägern) bereits aus Kostengründen von Interesse für die ausführenden Unternehmen sein dürfte, ist 
mit einer Beachtung dieses Umweltbelanges zu rechnen.  

Im Hinblick auf den Betrieb eröffnet der Bauleitplan Gestaltungsspielräume, innerhalb derer die Nutzung 

erneuerbarer Energien (beispielsweise durch die Errichtung von Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungs-
energie) grundsätzlich ermöglicht wird.  

2.2.3 Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe g BauGB) 

Die Darstellungen von Landschaftsplänen wurden bereits unter Kapitel 1.2.4 dieses Umweltberichts näher 
beschrieben. Das Vorhandensein von weiteren Umweltplänen ist nicht bekannt, sodass eine diesbezügliche 
Berücksichtigung nicht erfolgen kann. 

2.2.4 Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe h BauGB) 

In Orientierung am Planungsziel werden „gemischte Bauflächen“ dargestellt. Hierdurch wird der Ausstoß 
von Luftschadstoffen auf das zur Zielerfüllung erforderliche Maß beschränkt. 
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2.2.5 Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe i BauGB) 

Vorliegend sind keine besonderen Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschut-
zes oder mit anderen Vorhaben erkennbar, die zu einer erheblichen Störung des Naturhaushaltes führen 
würden bzw. über die bereits unter Kapitel Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. dieses U
mweltberichts bezeichneten Wirkungszusammenhänge hinausgehen. 

2.2.6 Anfälligkeit des Vorhabens für schwere Unfälle oder Katastrophen 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe j BauGB)  

Bei der Anfälligkeit des Vorhabens für schwere Unfälle oder Katastrophen ist zwischen den nachfolgenden 
Aspekten zu unterscheiden (Ernst, Zinkhahn, Bielenberg, & Krautzberger, 2019): 

• Das nach Planaufstellung zulässigen Vorhaben ist ein potenzieller Verursacher für schwere Unfälle 
oder Katastrophen, z.B. durch erhöhte Explosions- oder Brandgefahr.  

• Das geplante Vorhaben ist durch Ereignisse außerhalb des Gebietes für schwere Unfälle oder Kata-
strophen besonders gefährdet; dazu können z.B. Erdrutsche, Erdbeben oder Hochwasser gehören.  

Durch die beabsichtigte Nutzung sind keine Risiken für die menschliche Gesundheit, beispielsweise durch 
eine erhöhte Brand- oder Explosionsgefahr gegeben, wie sie bei einem Störfallbetrieb oder industriellen 
Nutzungen zu erwarten wären. Äußere Einwirkungen, aufgrund derer der Betrieb selbst gefährdet sein 

könnte, beschränkt sich nach derzeitigem Kenntnisstand auf folgende Punkte: 

• Das hier relevante Planungsgebiet liegt in der Gemeinde Selfkant, Gemarkung Saeffelen und ist der 
Erdbebenzone 2 sowie der geologischen Untergrundklasse S zuzuordnen. 

2.3 Entwicklungsprognose bei Nichtdurchführung der Planung 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe b) 

Bei Nichtdurchführung der Planung würde das Plangebiet weiter in der bisherigen Form genutzt werden 
und damit weiterhin einer landwirtschaftlichen Nutzung unterliegen. Somit würden auch die nutzungsbe-
dingten Störwirkungen weiterhin in gleichbleibender Form bestehen bleiben.  

Die Bewirtschaftung der Ackerflächen mit schwerem, landwirtschaftlichem Gerät würde zu einer temporä-
ren Schallbelastung sowie zu einem Eintrag von Chemikalien durch Pflanzenschutzmittel in den Boden füh-
ren. Eine Ausbildung höherwertiger Vegetationsstrukturen wäre aufgrund der intensiven Bewirtschaftung 
nicht zu erwarten und somit insgesamt auch keine Steigerung der biologischen Vielfalt. Die Funktionserfül-
lung als Kaltluftentstehungsgebiet würde auf den landwirtschaftlichen Flächen jedoch erhalten bleiben. 
Das Landschaftsbild würde bei Nichtdurchführung der Planung keine Beeinträchtigung erfahren, jedoch 
würde sich kein optisch ansprechender und städtebaulich geordneter Landschaftsrand ausbilden. 

2.4 Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe c BauGB) 

Mangels Regelung einer abschließenden Plankonzeption kann eine erhebliche Beeinträchtigung der Schutz-
güter Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Landschaft, Mensch und Bodendenkmäler auf der Ebene der vorbe-
reitenden Bauleitplanung zunächst nicht ausgeschlossen werden. Auf der nachgelagerten Ebene der ver-
bindlichen Bauleitplanung bestehen jedoch Möglichkeiten zur Kompensation und Abwägung, unter deren 
Berücksichtigung die Vollziehbarkeit der Planung gewährleistet werden kann.  

Schutzgüter Erhebliche Beeinträchtigung Kompensationsmöglichkeiten 

Tiere 
Verlust von Fortpflanzungs- und 

Ruhestätten 
Schaffung von Ersatzlebensräumen 
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Tötung von Individuen 
Zeitliche Beschränkung von Baufeldfreimachung und Bau-

beginn 

Pflanzen 
Beseitigung bestehender Vegeta-

tion 

Pflanzfestsetzungen im Bebauungsplan 

Externe Kompensationsmaßnahmen 

Ersatzgeldzahlungen/Ankauf von Ökopunkten 

Fläche 
Nutzung bislang unbeanspruchter 

Flächen 

Entsiegelung oder Nutzungsaufgabe an anderer Stelle  

Abwägung zu Lasten des Schutzgutes 

Boden 
Verlust schutzwürdiger Böden 

durch baubedingte Beeinträchti-
gung der Bodenstruktur 

Maßnahmen des vorsorgenden Bodenschutzes 

Bodenfunktionsfördernde Maßnahmen im Plangebiet 

Externe Maßnahmen mit bodenfunktionsfördernder Funk-
tion 

Ersatzgeldzahlungen/Ankauf von Ökopunkten 

Landschaft 

Überprägung des Ortsbildes und 
Landschaftsrandes durch unange-

passte Gebäudekubatur 

Planungsrechtliche Absicherung einer verträglichen Ge-
bäudekubatur durch Festsetzungen zum Maß der bauli-

chen Nutzung (z.B. maximale Gebäudehöhe) 

Entfernung ortsbildprägender Ele-
mente 

Festsetzungen zum Erhalt 

Mensch 
Überschreitung von Richtwerten 

aufgrund von Verkehrslärm 

Aktive Lärmschutzmaßnahmen 

Passive Lärmschutzmaßnahmen 

Bodendenk-
mäler 

Zerstörung von Bodendenkmälern 
durch Bodeneingriffe 

Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde 
und Befunde sind der Gemeinde als Untere Denkmalbe-
hörde oder dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im 
Rheinland unverzüglich zu melden. Bodendenkmal und 

Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. Die Wei-
sung des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege für den Fort-

gang der Arbeiten ist abzuwarten. 
Tabelle 8: Kompensations- und Abwägungsmöglichkeiten 

2.5 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe d) 

 
Abbildung 5: Standortalternativen (grüne Linie = Plangebiet; gelbe Linie = Standortalternativen) (Land NRW, 2020)  
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Planungsziel ist zunächst die Versorgung der nördlichen Ortslagen mittels eines neuen Lebensmittelmark-
tes, da dort heute keine Nahversorgungsangebote vorhanden sind. Ein großer Vorteil der in Rede stehen-
den Flächen ist die zentrale Lage zwischen den Ortslagen Höngen, Heilder, Saeffelen, Havert und Stein und 
damit verbunden die wohnortnahe Versorgung der v.g. Ortslagen. Zudem besitzt die Fläche eine sehr gute 
verkehrliche Anbindung. Sie liegt direkt am Knotenpunkt der L228 mit der L410 und ist darüber in geringer 

Entfernung an die B56 angeschlossen. Im Umfeld befinden sich sowohl Gewerbe- als auch Wohnnutzungen, 
sodass eine Durchmischung bereits vorhanden ist und auf den verfahrensgegenständlichen Flächen fortge-
führt werden soll. 

Mögliche Alternativen wären ggf. klarer in das Siedlungsgefüge eingebunden, würden jedoch nur zur Ver-
sorgung von einzelnen Ortslagen beitragen. Die Unterversorgung der jeweiligen anderen Ortslagen bliebe 
bestehen. Des halb befinden sich die geprüften Alternativflächen alle in zentraler Lage zwischen den ver-
schiedenen Ortschaften. Zudem soll eine Wohnnutzung über dem Lebensmittelmarkt integriert werden. 
Damit wird dem Ziel 6.1-1 der flächensparenden und bedarfsgerechten Siedlungsentwicklung des LEP NRW 
gefolgt. 

Die Alternativfläche 1 würde sich auf den ersten Blick als gut geeignet zur Erreichung der Planziele eign en. 

Sie befindet sich relativ zentral zwischen den 4 Ortslagen, die versorgt werden sollen. Jedoch befindet sich 
die Fläche innerhalb eines Landschaftsschutzgebietes. Deshalb wäre der Eingriff in die Natur größer als im 
eigentlichen Plangebiet. Aus diesem Grund ist die Fläche weniger geeignet.  

Die Alternativfläche 2 würde sich ebenfalls anbieten. Sie befindet sich auch zwischen den Ortslagen und ist 
verkehrlich gut angebunden. Jedoch befindet sich diese Fläche direkt am Siedlungsrand in Richtung der 
Ortslage Stein und würde näher an diese Ortslage heranrücken. Es wäre eine bandartige Entwicklung zu 
befürchten und somit dem Ziel 6.1-4 des LEP NRW widersprechen. Zudem befindet sich direkt gegenüber 

ein landwirtschaftlicher Betrieb. Somit sind Probleme mit Lärm oder Geruch auf die geplanten Wohnnut-
zungen nicht auszuschließen. Aus diesem Grund ist die Fläche weniger geeignet.  

Die Eignung der Alternativfläche 3 ist zunächst mit der des Plangebietes vergleichbar. Für eine sinnvolle 
Erschließung und Ausnutzung der Planfläche müsste eine weitere Straße in die Planfläche gelegt werden. 
Dafür wäre ein deutlich höherer Aufwand nötig als bei der aktuellen Planfläche. Zudem würden die Ge-
bäude versteckt im hinteren Teil der Fläche stehen. Eine gute Sichtbarkeit von der Straße aus wäre nicht 
gegeben, was für den Lebensmittelmarkt ein Wettbewerbsnachteil wäre und somit deutlich unattraktiver. 
Folglich sind die Flächen weniger geeignet als die Planflächen.  

Unter Berücksichtigung der vorgenannten Aspekte sind die verfahrensgegenständlichen Flächen gegen-
über den zur Verfügung stehenden Standortalternativen zu bevorzugen. 

2.6 Erhebliche Nachteilige Auswirkungen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe e) 

Aufgrund des Gebietscharakters, der geringen Vorbelastung sowie fehlender Summationseffekte mit an-
deren Vorhaben werden erhebliche nachteilige Auswirkungen nicht erwartet. Auch bestehen keine An-
haltspunkte dafür, dass die entstehenden Umweltauswirkungen bei der Entscheidung über die Zulässigkeit 
des Vorhabens im Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge nach dem Fachrecht zu berücksichtigen sind.  



Gemeinde Selfkant 

Umweltbericht zur 29. Flächennutzungsplanänderung „Heiler - Ergänzungsstandort Nahversorgung Selfkant-Nord“ 

 

 
 

23 

3 ZUSÄTZLICHE ANGABEN 
(BauGB Anlage 1 Nr. 3) 

3.1 Technische Verfahren und Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Unterlagen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 3 Buchstabe a)  

Die Bestandsaufnahme erfolgt auf der Grundlage von Ortsbegehungen, diversen Gutachten, durch Infor-
mationssysteme des LANUV sowie weitere Literaturquellen, die im Umweltbericht aufgeführt sind. Kon-
krete Schwierigkeiten bei der Ermittlung und Zusammenstellung der Angaben haben sich bisher nicht er-
geben. Gleichwohl beruhen verschiedene Angaben auf allgemeinen Annahmen oder großräumigen Daten 
(z.B. faunistische Daten, Klimaangaben) und beinhalten eine gewisse Streuungsbreite. Zur Ermittlung und 
Beurteilung der erheblichen Umweltauswirkungen der Planung in der vorliegenden Form bilden die zusam-
mengestellten Angaben jedoch eine hinreichende Grundlage. 

3.2 Geplante Überwachungsmaßnahmen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 3 Buchstabe b) 

Gemäß der Anlage 1 Nr. 3 Buchstabe b zum BauGB, sind die geplanten Maßnahmen zur Überwachung der 
erheblichen Auswirkungen der Durchführung des Bauleitplans auf die Umwelt zu beschreiben. Nach der-
zeitigem Kenntnisstand kann eine erhebliche Beeinträchtigung der Schutzgüter Tiere, Pflanzen, Fläche, Bo-
den, Landschaft, Mensch und Bodendenkmäler nicht abschließend ausgeschlossen werden. Um mögliche 
Beeinträchtigungen zu vermeiden, zu vermindern oder auszugleichen, ist die Umsetzung entsprechender 
Maßnahmen erforderlich. Vorliegend wird deren Regelung auf die nachgelagerten Planungs- bzw. Geneh-
migungsebenen abgeschichtet. Entsprechende Möglichkeiten und Vorschläge wurden unter Kapitel 2.4 die-

ses Umweltberichts aufgeführt. Da die konkrete Ausgestaltung der jeweiligen Maßnahmen auf der Bebau-
ungsplanebene erfolgt, können die entsprechenden Überwachungsmaßnahmen ebenfalls erst auf dieser 
Ebene bestimmt werden. 

3.3 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

(BauGB Anlage 1 Nr. 3 Buchstabe c)  

Mit der Flächennutzungsplanänderung sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung ei-
nes Mischgebietes geschaffen werden. Zur Untersuchung der von den Bauleitplanverfahren begründeten 
Umweltauswirkungen wurde eine Umweltprüfung durchgeführt. Deren Ergebnisse werden im vorliegen-
den Umweltbericht zusammengefasst. 

Es zeigt sich, dass eine Beeinträchtigung der Schutzgüter Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Landschaft, 
Mensch und Bodendenkmäler ohne gesonderte Maßnahmen nicht ausgeschlossen werden kann. Es beste-
hen insbesondere auf der nachgelagerten Planungsebene jedoch Kompensationsmaßnahmen unter deren 
Berücksichtigung die Vollziehbarkeit der Planung gewährleistet werden kann. Zu diesen Maßnahmen ge-
hören beispielsweise die zeitliche Beschränkung von Baufeldfreimachung und Baubeginn, Pflanzfestsetzun-

gen im Bebauungsplan, externe Kompensationsmaßnahmen oder der Ankauf von Ökopunkten, Maßnah-
men des vorsorgenden Bodenschutzes aktive oder passive Lärmschutzmaßnahmen sowie die Meldung von 
Bodendenkmälern. In Bezug auf die verbleibenden Schutzgüter ist mit erheblichen Auswirkungen nicht zu 
rechnen. 

Im Plangebiet oder dem von der Planung betroffenen Umfeld sind wasserrechtliche Schutzgebiete oder 
oberirdische Gewässer nicht vorhanden. Ferner ist davon auszugehen, dass eine natürliche Versickerungs-
fähigkeit in den oberen Bodenschichten nicht gegeben ist. Hierdurch werden planbedingte Auswirkungen 
auf die Qualität und Menge des Grundwassers begrenzt. Insgesamt ist damit von einer geringen, spezifi-
schen Empfindlichkeit des Schutzgutes Wasser auszugehen. Aufgrund der geringen Empfindlichkeit werden 

baubedingte Auswirkungen in Form von Versieglung als nicht erheblich erachtet. Der Bau und Betrieb von 



Gemeinde Selfkant 

Umweltbericht zur 29. Flächennutzungsplanänderung „Heiler - Ergänzungsstandort Nahversorgung Selfkant-Nord“ 

 

 
 

24 

Mischgebieten führen zudem nur in stark eingeschränktem Maße zum Einsatz wassergefährdender Stoffe. 
Damit sind erhebliche Auswirkungen auf das Wasser insgesamt nicht zu erwarten. 

Klimatisch bedeutsame oder luftreinhaltende Strukturen sind im Plangebiet nicht vorhanden und planbe-
dingte Auswirkungen sind gering. Daher wird die spezifische Empfindlichkeit des Schutzgutes als gering be-
wertet und erhebliche Auswirkungen werden nicht erwartet. 

Vorliegend ist ein Lebensraum mit einer geringen biologischen Vielfalt betroffen. Der aktuelle Lebensraum 
ist nicht dadurch gekennzeichnet, dass es sich um einen Spezialstandort für besonders schutzwürdige Arten 
handelt. Die Empfindlichkeit ist damit gering. Durch die Flächennutzungsplanänderung und die damit ein-

hergehenden Wohn- und Gewerbenutzungen werden sich ggf. andere Arten ansiedeln als bisher (z.B. Le-
bensraum Gebäude statt Acker), was aber nicht zu einer Minderung der Vielfalt führt. Insofern werden die 
planbedingten Auswirkungen als nicht erheblich erachtet. 

Visuelle Wechselwirkungen zwischen dem Plangebiet bzw. dem Planvorhaben mit Kulturlandschaftsberei-
chen oder Baudenkmälern sind nicht gegeben. Ziel des Kulturlandschaftsbereichs „internationale Straße“ 
ist die Erhaltung und Sicherung linearer Strukturen. Insofern ist eine Empfindlichkeit ausschließlich in Bezug 
auf direkte Eingriffe erkennbar. Diese Empfindlichkeit wird durch das Planvorhaben nicht ausgelöst. Inso-

fern sind planbedingte Konflikte mit Kulturgütern nicht erkennbar. 
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